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12. Rechtspflegergesetz (RPflG)
In der Fassung der Bekanntmachung vom 14. April 20131)

(BGBl. I S. 778; 2014 I S. 46)
FNA 302-2

zuletzt geänd. durch Art. 6 G über die Selbstbestimmung in Bezug auf den Geschlechtseintrag und zur
Änd. weiterer Vorschriften v. 19.6.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 206)

– Auszug –

Erster Abschnitt. Aufgaben und Stellung des Rechtspflegers

§ 1 Allgemeine Stellung des Rechtspflegers. Der Rechtspfleger nimmt
die ihm durch dieses Gesetz übertragenen Aufgaben der Rechtspflege wahr.

§ 2 Voraussetzungen für die Tätigkeit als Rechtspfleger. (1) 1Mit den
Aufgaben eines Rechtspflegers kann ein Beamter des Justizdienstes betraut
werden, der einen Vorbereitungsdienst von drei Jahren abgeleistet und die
Rechtspflegerprüfung bestanden hat. 2Der Vorbereitungsdienst vermittelt in
einem Studiengang einer Fachhochschule oder in einem gleichstehenden Stu-
diengang dem Beamten die wissenschaftlichen Erkenntnisse und Methoden
sowie die berufspraktischen Fähigkeiten und Kenntnisse, die zur Erfüllung der
Aufgaben eines Rechtspflegers erforderlich sind. 3Der Vorbereitungsdienst
besteht aus Fachstudien von mindestens achtzehnmonatiger Dauer und berufs-
praktischen Studienzeiten. 4Die berufspraktischen Studienzeiten umfassen die
Ausbildung in den Schwerpunktbereichen der Aufgaben eines Rechtspflegers;
die praktische Ausbildung darf die Dauer von einem Jahr nicht unterschreiten.

(2) 1Zum Vorbereitungsdienst kann zugelassen werden, wer eine zu einem
Hochschulstudium berechtigende Schulbildung besitzt oder einen als gleich-
wertig anerkannten Bildungsstand nachweist. 2Beamte des mittleren Justiz-
dienstes können zur Rechtspflegerausbildung zugelassen werden, wenn sie nach
der Laufbahnprüfung mindestens drei Jahre im mittleren Justizdienst tätig waren
und nach ihrer Persönlichkeit sowie ihren bisherigen Leistungen für den Dienst
als Rechtspfleger geeignet erscheinen. 3Die Länder können bestimmen, dass
die Zeit der Tätigkeit im mittleren Justizdienst bis zu einer Dauer von sechs
Monaten auf die berufspraktischen Studienzeiten angerechnet werden kann.

(3) Mit den Aufgaben eines Rechtspflegers kann auf seinen Antrag auch
betraut werden, wer die Befähigung zum Richteramt besitzt.

(4) 1Auf den Vorbereitungsdienst können ein erfolgreich abgeschlossenes
Studium der Rechtswissenschaften bis zur Dauer von zwölf Monaten und ein
Vorbereitungsdienst nach § 5b des Deutschen Richtergesetzes bis zur Dauer
von sechs Monaten angerechnet werden. 2Auf Teilnehmer einer Ausbildung
nach § 5b des Deutschen Richtergesetzes in der Fassung des Gesetzes vom
10. September 1971 (BGBl. I S. 1557) ist Satz 1 entsprechend anzuwenden.

(5) Referendare können mit der zeitweiligen Wahrnehmung der Geschäfte
eines Rechtspflegers beauftragt werden.

1)Neubekanntmachung des RPflG v. 5.11.1969 (BGBl. I S. 2065) in der ab 1.1.2013 geltenden
Fassung.
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(6) Die Länder erlassen die näheren Vorschriften.
(7) Das Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz ist nicht anzuwenden.

§ 3 Übertragene Geschäfte. Dem Rechtspfleger werden folgende Geschäfte
übertragen:
1. in vollem Umfange die nach den gesetzlichen Vorschriften vom Richter
wahrzunehmenden Geschäfte des Amtsgerichts in
a) Vereinssachen nach den §§ 29, 37, 55 bis 79 des Bürgerlichen Gesetz-

buchs sowie nach Buch 5 des Gesetzes über das Verfahren in Familien-
sachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit,

b) den weiteren Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit nach
§ 410 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit sowie den Verfahren
nach § 84 Absatz 2, § 189 des Versicherungsvertragsgesetzes,

c) Aufgebotsverfahren nach Buch 8 des Gesetzes über das Verfahren in
Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts-
barkeit,

d) Pachtkreditsachen im Sinne des Pachtkreditgesetzes,
e) (aufgehoben)
f) Urkundssachen einschließlich der Entgegennahme der Erklärung,
g) Verschollenheitssachen,
h) Grundbuchsachen, Schiffsregister- und Schiffsbauregistersachen sowie Sa-

chen des Registers für Pfandrechte an Luftfahrzeugen,
i) Verfahren nach dem Gesetz über die Zwangsversteigerung und die

Zwangsverwaltung,
k) Verteilungsverfahren, die außerhalb der Zwangsvollstreckung nach den

Vorschriften der Zivilprozessordnung über das Verteilungsverfahren
durchzuführen sind,

l) Verteilungsverfahren, die außerhalb der Zwangsversteigerung nach den
für die Verteilung des Erlöses im Falle der Zwangsversteigerung geltenden
Vorschriften durchzuführen sind,

m) Verteilungsverfahren nach § 75 Absatz 2 des Flurbereinigungsgesetzes,
§ 54 Absatz 3 des Landbeschaffungsgesetzes, § 119 Absatz 3 des Bau-
gesetzbuchs und § 94 Absatz 4 des Bundesberggesetzes,

n) Gesellschafts-, Genossenschafts- und Partnerschaftsregistersachen nach
§ 374 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit;

2. vorbehaltlich der in den §§ 14 bis 19b dieses Gesetzes aufgeführten Aus-
nahmen die nach den gesetzlichen Vorschriften vom Richter wahrzuneh-
menden Geschäfte des Amtsgerichts in
a) Kindschaftssachen und Adoptionssachen sowie entsprechenden Lebens-

partnerschaftssachen nach den §§ 151, 186 und 269 des Gesetzes über das
Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen
Gerichtsbarkeit,

12 RPflG § 3 Rechtspflegergesetz
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b) Betreuungssachen sowie betreuungsgerichtlichen Zuweisungssachen nach
den §§ 271 und 340 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen
und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit1),

c) Nachlass- und Teilungssachen nach § 342 Absatz 1 und 2 Nummer 2 des
Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenhei-
ten der freiwilligen Gerichtsbarkeit,

d) Handelsregistersachen sowie unternehmensrechtlichen Verfahren nach
den §§ 374 und 375 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen
und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit,

e) Verfahren nach der Insolvenzordnung,
f) (weggefallen)
g) Verfahren nach der Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 des Rates vom

29. Mai 2000 über Insolvenzverfahren (ABl. L 160 vom 30.6.2000, S. 1;
L 350 vom 6.12.2014, S. 15), die zuletzt durch die Durchführungsver-
ordnung (EU) 2016/1792 (ABl. L 274 vom 11.10.2016, S. 35) geändert
worden ist, Verfahren nach der Verordnung (EU) 2015/848 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2015 über Insolvenzver-
fahren (ABl. L 141 vom 5.6.2015, S. 19; L 349 vom 21.12.2016, S. 6), die
zuletzt durch die Verordnung (EU) 2017/353 (ABl. L 57 vom 3.3.2017,
S. 19) geändert worden ist, Verfahren nach den Artikeln 102 und 102c
des Einführungsgesetzes zur Insolvenzordnung sowie Verfahren nach dem
Ausführungsgesetz zum deutsch-österreichischen Konkursvertrag vom
8. März 1985 (BGBl. I S. 535),

h) Verfahren nach der Schifffahrtsrechtlichen Verteilungsordnung,
i) Verfahren nach § 33 des Internationalen Erbrechtsverfahrensgesetzes vom

29. Juni 2015 (BGBl. I S. 1042) über die Ausstellung, Berichtigung,
Änderung oder den Widerruf eines Europäischen Nachlasszeugnisses,
über die Erteilung einer beglaubigten Abschrift eines Europäischen
Nachlasszeugnisses oder die Verlängerung der Gültigkeitsfrist einer be-
glaubigten Abschrift sowie über die Aussetzung der Wirkungen eines
Europäischen Nachlasszeugnisses;

3. die in den §§ 20 bis 24a, 25 und 25a dieses Gesetzes einzeln aufgeführten
Geschäfte
a) in Verfahren nach der Zivilprozessordnung,
b) in Festsetzungsverfahren,
c) des Gerichts in Straf- und Bußgeldverfahren,
d) in Verfahren vor dem Bundespatentgericht,
e) auf dem Gebiet der Aufnahme von Erklärungen,
f) auf dem Gebiet der Beratungshilfe,
g) auf dem Gebiet der Familiensachen,
h) in Verfahren über die Verfahrenskostenhilfe nach dem Gesetz über das

Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen
Gerichtsbarkeit;

4. die in den §§ 29 und 31 dieses Gesetzes einzeln aufgeführten Geschäfte
a) im internationalen Rechtsverkehr,
b) (weggefallen)

1)Nr. 11.

Rechtspflegergesetz § 3 RPflG 12
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c) der Staatsanwaltschaft im Strafverfahren und der Vollstreckung in Straf-
und Bußgeldsachen sowie von Ordnungs- und Zwangsmitteln.

§ 4 Umfang der Übertragung. (1) Der Rechtspfleger trifft alle Maßnah-
men, die zur Erledigung der ihm übertragenen Geschäfte erforderlich sind.

(2) Der Rechtspfleger ist nicht befugt,
1. eine Beeidigung anzuordnen oder einen Eid abzunehmen,
2. Freiheitsentziehungen anzudrohen oder anzuordnen, sofern es sich nicht um
Maßnahmen zur Vollstreckung
a) einer Freiheitsstrafe nach § 457 der Strafprozessordnung oder einer Ord-

nungshaft nach § 890 der Zivilprozessordnung,
b) einer Maßregel der Besserung und Sicherung nach § 463 der Strafprozess-

ordnung oder
c) der Erzwingungshaft nach § 97 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten
handelt.

(3) Hält der Rechtspfleger Maßnahmen für geboten, zu denen er nach
Absatz 2 Nummer 1 und 2 nicht befugt ist, so legt er deswegen die Sache dem
Richter zur Entscheidung vor.

§ 5 Vorlage an den Richter. (1) Der Rechtspfleger hat ihm übertragene
Geschäfte dem Richter vorzulegen, wenn
1. sich bei der Bearbeitung der Sache ergibt, dass eine Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts oder eines für Verfassungsstreitigkeiten zuständi-
gen Gerichts eines Landes nach Artikel 100 des Grundgesetzes einzuholen
ist;

2. zwischen dem übertragenen Geschäft und einem vom Richter wahrzuneh-
menden Geschäft ein so enger Zusammenhang besteht, dass eine getrennte
Behandlung nicht sachdienlich ist.
(2) Der Rechtspfleger kann ihm übertragene Geschäfte dem Richter vor-

legen, wenn die Anwendung ausländischen Rechts in Betracht kommt.
(3) 1Die vorgelegten Sachen bearbeitet der Richter, solange er es für er-

forderlich hält. 2Er kann die Sachen dem Rechtspfleger zurückgeben. 3Gibt
der Richter eine Sache an den Rechtspfleger zurück, so ist dieser an eine von
dem Richter mitgeteilte Rechtsauffassung gebunden.

§ 6 Bearbeitung übertragener Sachen durch den Richter. Steht ein
übertragenes Geschäft mit einem vom Richter wahrzunehmenden Geschäft in
einem so engen Zusammenhang, dass eine getrennte Bearbeitung nicht sach-
dienlich wäre, so soll der Richter die gesamte Angelegenheit bearbeiten.

§ 7 Bestimmung des zuständigen Organs der Rechtspflege. 1Bei Streit
oder Ungewissheit darüber, ob ein Geschäft von dem Richter oder dem
Rechtspfleger zu bearbeiten ist, entscheidet der Richter über die Zuständigkeit
durch Beschluss. 2Der Beschluss ist unanfechtbar.

§ 8 Gültigkeit von Geschäften. (1) Hat der Richter ein Geschäft wahr-
genommen, das dem Rechtspfleger übertragen ist, so wird die Wirksamkeit des
Geschäfts hierdurch nicht berührt.

12 RPflG §§ 4–8 Rechtspflegergesetz
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(2) Hat der Rechtspfleger ein Geschäft wahrgenommen, das ihm der Richter
nach diesem Gesetz übertragen kann, so ist das Geschäft nicht deshalb unwirk-
sam, weil die Übertragung unterblieben ist oder die Voraussetzungen für die
Übertragung im Einzelfalle nicht gegeben waren.

(3) Ein Geschäft ist nicht deshalb unwirksam, weil es der Rechtspfleger
entgegen § 5 Absatz 1 dem Richter nicht vorgelegt hat.

(4) 1Hat der Rechtspfleger ein Geschäft des Richters wahrgenommen, das
ihm nach diesem Gesetz weder übertragen ist noch übertragen werden kann, so
ist das Geschäft unwirksam. 2Das gilt nicht, wenn das Geschäft dem Rechts-
pfleger durch eine Entscheidung nach § 7 zugewiesen worden war.

(5) Hat der Rechtspfleger ein Geschäft des Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle wahrgenommen, so wird die Wirksamkeit des Geschäfts hierdurch nicht
berührt.

§ 9 Weisungsfreiheit des Rechtspflegers. Der Rechtspfleger ist sachlich
unabhängig und nur an Recht und Gesetz gebunden.

§ 10 Ausschließung und Ablehnung des Rechtspflegers. 1 Für die Aus-
schließung und Ablehnung des Rechtspflegers sind die für den Richter gelten-
den Vorschriften entsprechend anzuwenden. 2Über die Ablehnung des Rechts-
pflegers entscheidet der Richter.

§ 11 Rechtsbehelfe. (1) Gegen die Entscheidungen des Rechtspflegers ist
das Rechtsmittel gegeben, das nach den allgemeinen verfahrensrechtlichen Vor-
schriften zulässig ist.

(2) 1Kann gegen die Entscheidung nach den allgemeinen verfahrensrecht-
lichen Vorschriften ein Rechtsmittel nicht eingelegt werden, so findet die
Erinnerung statt, die innerhalb einer Frist von zwei Wochen einzulegen ist.
2Hat der Erinnerungsführer die Frist ohne sein Verschulden nicht eingehalten,
ist ihm auf Antrag Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu gewähren, wenn
er die Erinnerung binnen zwei Wochen nach der Beseitigung des Hindernisses
einlegt und die Tatsachen, welche die Wiedereinsetzung begründen, glaubhaft
macht. 3Ein Fehlen des Verschuldens wird vermutet, wenn eine Rechtsbehelfs-
belehrung unterblieben oder fehlerhaft ist. 4Die Wiedereinsetzung kann nach
Ablauf eines Jahres, von dem Ende der versäumten Frist an gerechnet, nicht
mehr beantragt werden. 5Der Rechtspfleger kann der Erinnerung abhelfen.
6Erinnerungen, denen er nicht abhilft, legt er dem Richter zur Entscheidung
vor. 7Auf die Erinnerung sind im Übrigen die Vorschriften der Zivilprozess-
ordnung über die sofortige Beschwerde sinngemäß anzuwenden.

(3) 1Gerichtliche Verfügungen, Beschlüsse oder Zeugnisse, die nach den
Vorschriften der Grundbuchordnung, der Schiffsregisterordnung oder des Ge-
setzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der
freiwilligen Gerichtsbarkeit wirksam geworden sind und nicht mehr geändert
werden können, sind mit der Erinnerung nicht anfechtbar. 2Die Erinnerung ist
ferner in den Fällen der §§ 694, 700 der Zivilprozessordnung und gegen die
Entscheidungen über die Gewährung eines Stimmrechts (§ 77 der Insolvenz-
ordnung) ausgeschlossen.

(4) 1Das Erinnerungsverfahren ist gerichtsgebührenfrei.

Rechtspflegergesetz §§ 9–11 RPflG 12
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§ 12 Bezeichnung des Rechtspflegers. Im Schriftverkehr und bei der Auf-
nahme von Urkunden in übertragenen Angelegenheiten hat der Rechtspfleger
seiner Unterschrift das Wort „Rechtspfleger“ beizufügen.

§ 13 Ausschluss des Anwaltszwangs. § 78 Absatz 1 der Zivilprozessord-
nung und § 114 Absatz 1 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen
und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit1) sind auf Ver-
fahren vor dem Rechtspfleger nicht anzuwenden.

Zweiter Abschnitt. Dem Richter vorbehaltene Geschäfte in
Familiensachen und auf dem Gebiet der freiwilligen
Gerichtsbarkeit sowie in Insolvenzverfahren und
schifffahrtsrechtlichen Verteilungsverfahren

§ 15 Betreuungssachen und betreuungsgerichtliche Zuweisungs-
sachen. (1) Von den Angelegenheiten, die dem Betreuungsgericht übertragen
sind, bleiben dem Richter vorbehalten:
1. Verrichtungen aufgrund der §§ 1814 bis 1816, 1817 Absatz 1 bis 4, der

§§ 1818, 1819, 1820 Absatz 3 bis 5 und des § 1868 Absatz 1 bis 4 und 7 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs2) sowie die anschließende Bestellung eines neuen
Betreuers;

2. die Bestellung eines neuen Betreuers im Fall des Todes des Betreuers nach
§ 1869 des Bürgerlichen Gesetzbuchs2);

3. Verrichtungen auf Grund des § 1871 des Bürgerlichen Gesetzbuchs2), des
§ 291 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit1);

4. Verrichtungen auf Grund der §§ 1825, 1829 und 1830 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs2);

5. (aufgehoben)
6. die Anordnung einer Betreuung oder Pflegschaft auf Grund dienstrecht-

licher Vorschriften;
7. die Entscheidung nach § 1834 des Bürgerlichen Gesetzbuchs2);
8. die Genehmigung nach § 6 des Gesetzes über die freiwillige Kastration und

andere Behandlungsmethoden;
9. die Genehmigung für die Erklärungen zur Änderung des Geschlechtsein-

trags und der Vornamen nach § 3 Absatz 3 des Gesetzes über die Selbst-
bestimmung in Bezug auf den Geschlechtseintrag3);

10. die Genehmigung für den Antrag auf Scheidung oder Aufhebung der Ehe
oder auf Aufhebung der Lebenspartnerschaft durch den gesetzlichen Ver-
treter eines geschäftsunfähigen Ehegatten oder Lebenspartners nach § 125
Absatz 2 Satz 2, § 270 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes über das Verfahren in
Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar-
keit.

1)Nr. 11.
2)Nr. 1.
3)Nr. 9.

12 RPflG §§ 12, 13, 15 Rechtspflegergesetz
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(2) Die Maßnahmen und Anordnungen nach den §§ 6 bis 12 des Erwachse-
nenschutzübereinkommens-Ausführungsgesetzes vom 17. März 2007 (BGBl. I
S. 314) bleiben dem Richter vorbehalten.

§ 19 Aufhebung von Richtervorbehalten. (1) 1Die Landesregierungen
werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung die in den vorstehenden Vor-
schriften bestimmten Richtervorbehalte ganz oder teilweise aufzuheben, soweit
sie folgende Angelegenheiten betreffen:
1. die Geschäfte nach § 14 Absatz 1 Nummer 9 sowie § 15 Absatz 1 Nummer 1
bis 6, soweit sie nicht die Entscheidung über die Anordnung einer Betreuung
und die Festlegung des Aufgabenkreises des Betreuers aufgrund der §§ 1814,
1815 und 1820 Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs1) sowie die Ver-
richtungen aufgrund des § 1820 Absatz 4 und 5, der §§ 1825, 1829 und 1830
und 1871 des Bürgerlichen Gesetzbuchs1) und von § 278 Absatz 5 und § 283
des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenhei-
ten der freiwilligen Gerichtsbarkeit2) betreffen;

2. die Geschäfte nach § 16 Absatz 1 Nummer 1, soweit sie den nach § 14
Absatz 1 Nummer 9 dieses Gesetzes ausgeschlossenen Geschäften in Kind-
schaftssachen entsprechen;

3. die Geschäfte nach § 16 Absatz 1 Nummer 2;
4. die Geschäfte nach § 16 Absatz 1 Nummer 5, soweit der Erblasser den
Testamentsvollstrecker nicht selbst ernannt oder einen Dritten zu dessen
Ernennung bestimmt hat;

5. die Geschäfte nach § 16 Absatz 1 Nummer 6 und 7 sowie Absatz 2;
6. die Geschäfte nach § 17 Nummer 1, soweit sie nicht die Prüfung und
Entscheidung nach § 316 Absatz 3, gegebenenfalls in Verbindung mit § 329
Satz 1, und § 343 Absatz 3 des Umwandlungsgesetzes betreffen.

2Die Landesregierungen können die Ermächtigung auf die Landesjustizverwal-
tungen übertragen.

(2) In der Verordnung nach Absatz 1 ist vorzusehen, dass der Rechtspfleger
das Verfahren dem Richter zur weiteren Bearbeitung vorzulegen hat, soweit
bei den Geschäften nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 bis 5 gegen den Erlass der
beantragten Entscheidung Einwände erhoben werden.

(3) Soweit von der Ermächtigung nach Absatz 1 Nummer 1 hinsichtlich der
Auswahl und Bestellung eines Betreuers Gebrauch gemacht wird, sind die
Vorschriften des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit über die Bestellung eines
Betreuers auch für die Anordnung einer Betreuung und Festlegung des Auf-
gabenkreises des Betreuers nach den §§ 1814 und 1815 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs1) anzuwenden.

Vierter Abschnitt. Sonstige Vorschriften auf dem Gebiet der
Gerichtsverfassung

§ 26 Verhältnis des Rechtspflegers zum Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle. Die Zuständigkeit des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle nach

1)Nr. 1.
2)Nr. 11.

Rechtspflegergesetz §§ 19, 26 RPflG 12
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Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften bleibt unberührt, soweit sich nicht aus
§ 20 Absatz 1 Nummer 12 (zu den §§ 726 ff. der Zivilprozessordnung), aus
§ 21 Nummer 1 (Festsetzungsverfahren) und aus § 24 (Aufnahme von Erklä-
rungen) etwas anderes ergibt.

§ 27 Pflicht zur Wahrnehmung sonstiger Dienstgeschäfte. (1) Durch
die Beschäftigung eines Beamten als Rechtspfleger wird seine Pflicht, andere
Dienstgeschäfte einschließlich der Geschäfte des Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle wahrzunehmen, nicht berührt.

(2) Die Vorschriften dieses Gesetzes sind auf die sonstigen Dienstgeschäfte
eines mit den Aufgaben des Rechtspflegers betrauten Beamten nicht anzuwen-
den.

§ 28 Zuständiger Richter. Soweit mit Angelegenheiten, die dem Rechts-
pfleger zur selbständigen Wahrnehmung übertragen sind, nach diesem Gesetz
der Richter befasst wird, ist hierfür das nach den allgemeinen Verfahrensvor-
schriften zu bestimmende Gericht in der für die jeweilige Amtshandlung vor-
geschriebenen Besetzung zuständig.

Sechster Abschnitt. Schlussvorschriften

§ 33 Regelung für die Übergangszeit; Befähigung zum Amt des Be-
zirksnotars. (1) Justizbeamte, die die Voraussetzungen des § 2 nicht erfüllen,
können mit den Aufgaben eines Rechtspflegers betraut werden, wenn sie vor
dem 1. September 1976 nach den jeweils geltenden Vorschriften die Prüfung
für den gehobenen Justizdienst bestanden haben oder, soweit sie eine Prüfung
nicht abgelegt haben, vor dem 1. Juli 1970 nicht nur zeitweilig als Rechts-
pfleger tätig waren.

(2) Mit den Aufgaben eines Rechtspflegers kann auch ein Beamter des
Justizdienstes betraut werden, der im Lande Baden-Württemberg die Befähi-
gung zum Amt des Bezirksnotars erworben hat.

(3) 1Nimmt ein Beamter des Justizdienstes nach Absatz 2 Aufgaben nach § 3
Nummer 2 Buchstabe b, c oder i wahr, gelten weder § 15 Absatz 1 Nummer 1
bis 3 noch § 16. 2Dem Richter bleiben vorbehalten:
1. die Anordnung einer Vorführung nach § 278 Absatz 5 des Gesetzes über das
Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen
Gerichtsbarkeit1),

2. die Anordnung, Erweiterung oder Aufhebung eines Einwilligungsvorbehalts
und

3. der Erlass einer Maßregel in Bezug auf eine Untersuchung des Gesundheits-
zustandes, auf eine Heilbehandlung oder einen ärztlichen Eingriff nach
§ 1867 auch in Verbindung mit § 1888 Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs2).

1)Nr. 11.
2)Nr. 1.

12 RPflG §§ 27, 28, 33 Rechtspflegergesetz


